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Grundsätzliches
	

	§ 1 Zweck der Rechtsverordnung 

(1) Zweck dieser Rechtsverordnung ist eine möglichst sichere, preisgünstige und umweltverträgliche Versorgung mit elektrischer Energie im Interesse der Allgemeinheit. Sie legt die Methode zur Ermittlung der Entgelte für die Nutzung der Stromübertragungs- und Stromverteilnetze fest.

(2) Die Rechtsverordnung gewährleistet die Deckung der Kosten einer elektrizitäts-wirtschaftlich rationellen Betriebsführung von Übertragungs- und Verteilnetzen jeweils einschließlich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals.


	§ 1 Zweck der Rechtsverordnung 

(1) Zweck dieser Rechtsverordnung ist eine möglichst sichere, preisgünstige und umweltverträgliche Versorgung mit elektrischer Energie im Interesse der Allgemeinheit. Sie legt die Methode zur Ermittlung der Entgelte für die Nutzung der Stromübertragungs- und Stromverteilnetze einschließlich der Ermittlung der vermiedenen Netznutzungsentgelte fest.

(2) Die Rechtsverordnung gewährleistet die Deckung der Kosten einer effizienten Leistungsbereitstellung elektrizitäts-wirtschaftlich rationellen Betriebsführung von Übertragungs- und Verteilnetzen jeweils einschließlich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten für eine effiziente Betriebsführung und Investitionstätigkeit notwendigen Eigenkapitals.


	Die Vermiedenen Netznutzungsentgelte sind vom gewählten Entgeltmodell (leistungsabhängiges Punktmodell) nicht zu trennen und müssen daher systematisch mit der Entgeltkalkulation verknüpft sein.
Grundsätzlich sollte der vorausschauende Begriff der effizienten Leistungserstellung verwendet werden, da der Kostenbegriff einer elektrizitätswirtschaftlich rationellen Betriebsführung vergangenheitsorientiert und strukturkonservierend ist. Darüber hinaus ist dieser Kostenbegriff aus der BTOElt negativ besetzt, da die Erforderlichkeit der Investitionen nicht geprüft wird.

Der Kostenbegriff der energiewirtschaftlich rationellen Betriebsführung (erB) dürfte zumindest für Übertragungsnetze nicht mit künftig geltenden EU-Vorgaben vereinbar sein. In der Verordnung Nr. 1228/2003 des europäischen Parlamentes und des Rates vom 26. Juni 2003 über „die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel“ wird in Artikel 4 Netzzugangsentgelte festgelegt:

„Die Entgelte, die die Netzbetreiber für den Zugang zu den Netzen berechnen, müssen transparent sein, der Notwendigkeit der Netzsicherheit Rechnung tragen und die tatsächlichen Kosten insofern widerspiegeln, als sie denen eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen, und ohne Diskriminierung angewandt werden. (...)“

Der Verweis auf die Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers stellt klar, dass nicht die tatsächlich angefallenen Kosten relevant sind, sondern nur die erforderlichen Kosten also die Kosten effizienter Leistungsbereitstellung (KeL). Mit dem Kostenbegriff der erB lässt sich nur weiterarbeiten, wenn dieser Kostenbegriff inhaltlich von dem der BTOElt gelöst wird und an den Kostenbegriff der KeL angenähert wird. Diese inhaltlich Anreicherung ist aber durchaus möglich, da die Kosten einer erB nirgendwo definiert sind. Sollte der Verordnungsgeber an dem Kostenbegriff der erB festhalten wollen, müsste dieser im Definitionsteil näher beschrieben werden.

	§ 2 Grundsätze der Entgeltbestimmung

(1) Es sind Netznutzungsentgelte zu bilden, die in Anbetracht der Kosten- und Erlöslage für eine elektrizitätswirtschaftlich rationelle Betriebsführung erforderlich sind.  Kosten oder Bestandteile von Kosten, die für eine elektrizitätswirtschaftlich rationelle Betriebsführung nicht erforderlich sind und sich ihrem Umfang nach nicht im Wettbewerb einstellen würden, dürfen bei der Ermittlung der Netznutzungsentgelte nicht berücksichtigt werden.

(2) Für die Ermittlung der Netznutzungsentgelte sind zunächst die Netzkosten gemäß § 4 bis 11 zusammen zu stellen. Die ermittelten Netzkosten sind anschließen gemäß § 13 vollständig den dort aufgeführten Hauptkostenstellen, welche die Struktur der Übertragungs- und Verteilnetze widerspiegeln, zuzuordnen. Danach sind die Hauptkostenstellen im Wege der Kostenwälzung gemäß § 14 den Kostenträgern zuzuordnen. Unter Verwendung einer Gleichzeitigkeitsfunktion gemäß § 16 sind die Netznutungsentgelte für jede Netz- und Umspannebene zu bestimmen. Die Ermittlung der Kosten und der Netznutzungsentgelte erfolgt auf der Basis der Daten des abgelaufenen Geschäftsjahres.

(3) Zur Gewährleistung der Einhaltung des Grundsatzes des § 20 Absatz 3 EnWG führt die Bundesregulierungsbehörde gemäß Teil 3 dieser Rechtsverordnung einen Vergleich der Netznutzungsentgelte, Erlöse oder Kosten aller Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen durch und veröffentlicht diesen. Ergibt dieser Vergleich, dass die Kosten einzelner Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen für eine oder mehrere ihrer Netz- oder Umspannebenen die durchschnittlichen Kosten vergleichbarer Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen spürbar überschreitet, so begründet dies die Vermutung einer elektrizitätswirtschaftlich nicht rationellen Betriebsführung.


	§ 2 Grundsätze der Entgeltbestimmung

(1) Es sind Netznutzungsentgelte zu bilden, die in Anbetracht der Kosten- und Erlöslage für eine elektrizitätswirtschaftlich rationelle Betriebsführung effiziente Leistungsbereitstellung erforderlich sind.  Kosten oder Bestandteile von Kosten, die für eine elektrizitätswirtschaftlich rationelle Betriebsführung effiziente Leistungsbereitstellung nicht erforderlich sind und sich ihrem Umfang nach nicht im Wettbewerb einstellen würden, dürfen bei der Ermittlung der Netznutzungsentgelte nicht berücksichtigt werden.

(2) Für die Ermittlung der Netznutzungsentgelte sind zunächst die Netzkosten gemäß § 4 bis 11 zusammen zu stellen. Die ermittelten Netzkosten sind anschließen gemäß § 13 vollständig den dort aufgeführten Hauptkostenstellen, welche die Struktur der Übertragungs- und Verteilnetze widerspiegeln, zuzuordnen. Danach sind die Hauptkostenstellen im Wege der Kostenwälzung gemäß § 14 den Kostenträgern zuzuordnen. Unter Verwendung einer Gleichzeitigkeitsfunktion gemäß § 16 sind die Netznutungsentgelte für jede Netz- und Umspannebene zu bestimmen. Die Ermittlung der Kosten und der Netznutzungsentgelte erfolgt auf der Basis der Daten des abgelaufenen Geschäftsjahres.
(3) Zur Gewährleistung der Einhaltung des Grundsatzes des § 20 Absatz 3 EnWG führt die Bundesregulierungsbehörde gemäß Teil 3 dieser Rechtsverordnung einen Vergleich der Netznutzungsentgelte, Erlöse oder Kosten aller Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen durch und veröffentlicht diesen. Ergibt dieser Vergleich, dass die Kosten einzelner Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen für eine oder mehrere ihrer Netz- oder Umspannebenen die durchschnittlichen Kosten vergleichbarer Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen spürbar überschreitet, so begründet dies die Vermutung einer elektrizitätswirtschaftlich nicht rationellen Betriebsführung effizienten Leistungsbereitstellung.


	s.o.
Hier bleibt zu prüfen, ob es Sinn macht, vom Kalenderjahr abweichende Geschäftsjahre zuzulassen.

	§ 3 Begriffsdefinitionen [werden noch mit Gesetz abgeglichen]


	§ 3 Begriffsdefinitionen [werden noch mit Gesetz abgeglichen]
Ein Einspeiser ist ein Netzkunde, welcher Erzeugungsanlagen für Elektrizität betreibt und Elektrizität in ein elektrisches Verteilnetz einspeist. Einspeiser mit Eigenbedarf ist ein Netzkunde, welcher dem Verteilnetz auch zeitweise Elektrizität entnimmt.

Ein dezentraler Einspeiser ist ein Einspeiser, welcher in ein elektrisches Netz mit einer Spannungsstufe unterhalb der Höchstspannung einspeist.

Eine Überspeisung liegt vor, wenn ein unterlagertes Netz aufgrund hoher Einspeisungen in dieses Netz zeitweise Elektrizität in das vorgelagerte Netz speist.

Die Jahreshöchstlast bezeichnet die Bruttoleistung (ohne Einspeiseleistung) des jeweiligen Netzbereiches


	Für die Dezentrale Erzeugung müssen hier einige Begriffe eingefügt werden.

Vgl. Verbändevereinbarung, Definitionen. Diese Definition ist insbesondere für das Verfahren der „als ob“-Kalkulation wichtig (der Netzkunde wird so gestellt „als ob“ es keine dezentrale Einspeisung gäbe) – Neutralität der vermiedenen NNE für die Netznutzungsentgelte
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	§ 4 Grundsätze der Netzkostenermittlung

(1) Bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs sind unter der Maßgabe einer elektrizitätswirtschaftlichen rationellen Betriebsführung und in einem Umfang der sich im Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit einstellen würde, anzusetzen.

(2) Ausgehend von den handelsrechtlichen Jahresabschlüssen des Übertragungs- bzw. Verteilungsnetzbereichs gem. § 10 EnWG ist zur Bestimmung der Netzkosten eine kalkulatorische Rechnung zu erstellen. Die Netzkosten setzen sich aus den aufwandsgleichen Kosten gemäß § 5, den kalkulatorischen Abschreibungen gemäß § 6, der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung gemäß § 7 sowie den kalkulatorischen Steuern gemäß § 8 unter Abzug der kostenmindernden Erlöse und Erträge gemäß § 9 zusammen. Netzverluste sind gemäß § 10 zu berücksichtigen.

(3) Bis zur erstmaligen Erstellung eines Jahresabschlusses nach § 10 EnWG ist abweichend von Absatz 2 der Bestimmung der Netzkosten eine auf die Tätigkeitsbereiche Elektrizitätsübertragung und Elektrizitätsverteilung beschränkte und nach handelsrechtlichen Maßstäben ermittelte Gewinn- und Verlustrechnung zugrunde zu legen.

(4). Einzelkosten des Netzes sind dem Netz direkt zuzuordnen. Kosten, die sich nicht als Einzelkosten direkt dem Netzbereich zurechnen lassen, sind als Gemeinkosten über eine verursachungsgerechte Schlüsselung dem Übertragungs- bzw. Verteilnetzbereich zuzuordnen. Die zugrunde gelegten Schlüssel sind .für sachkundige Dritte nachvoll​ziehbar und vollständig zu dokumentieren und der Bundesregulierungsbehörde mit​zuteilen. Insbesondere sind die Schlüssel stetig anzuwenden. Änderungen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. Die sachlichen Grün​de für diese Änderungen sind nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren und der Bundesregulierungsbehörde unverzüglich anzuzeigen und darzulegen.
(5) Betriebliche außerordentliche Aufwendungen und Erträge, die die Netzkosten einer Kalkulationsperiode spürbar beeinflussen, sind jeweils angemessen auf mehrere Kalkulationsperioden zu verteilen.
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	§ 5 Aufwandsgleiche Kostenpositionen
(1) Aufwandsgleiche Kostenpositionen sind, soweit sie für eine elektrizitätswirtschaftlich rationelle Betriebsführung erforderlich sind, der gemäß § 10 EnWG erstellten​ Gewinn- und Verlustrechnung des Übertragungs- und Verteilnetzes unter Berück​sichtigung des § 4 Absatz 3 zu entnehmen und bei der Bestimmung der Netzkosten zu berücksichtigen. Die maßgeblichen Positionen der Gewinn- und Verlustrechung sind Personalkosten, Materialkosten sowie Fremdleistungen.
(2) Fremdkapitalzinsen sind in ihrer tatsächlichen Höhe einzustellen, soweit diese marktüblich sind. 

	§ 5 Aufwandsgleiche Kostenpositionen
(3) Aufwandsgleiche Kostenpositionen sind, soweit sie für eine elektrizitätswirtschaftlich rationelle Betriebsführung effiziente Leistungsbereitstellung erforderlich sind, der gemäß § 10 EnWG erstellten​ Gewinn- und Verlustrechnung des Übertragungs- und Verteilnetzes unter Berück​sichtigung des § 4 Absatz 3 zu entnehmen und bei der Bestimmung der Netzkosten zu berücksichtigen. Die maßgeblichen Positionen der Gewinn- und Verlustrechung sind Personalkosten, Materialkosten sowie Fremdleistungen.
(4) Fremdkapitalzinsen sind in ihrer tatsächlichen Höhe einzustellen, soweit diese marktüblich sind. 

	

	§ 6 Kalkulatorische Abschreibungen
(1) Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten leistungsfähigen und zuverlässigen Betriebs" ist nach Maßgabe dieser Rechtsverordnung die Wertminderung der für das Übertragungs- und Verteilungsgeschäft benötigten Anlagegüter als Kostenposition "kalkulatorische Abschreibungen" bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen. Die kalkulatorischen Abschreibungen treten insoweit in der kalkulatorischen Kosten- und Erlösrechnung an die Stelle der entsprechenden bilanziellen Abschrei​bungen der Gewinn- und Verlustrechnung und dienen der Wiederbeschaffung der Anlagegüter nach Ende deren Nutzungsdauer.
(2) Die kalkulatorischen Abschreibungen der betriebsnotwendigen Anlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil der Anlagegüter ausgebend von Tagesneuwerten, für den fremdfinanzierten Teil ausgehend von den jeweiligen, bilanziell im Zeitpunkt der Anschaffung und Herstellung aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten und der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der jeweiligen Anlagen nach der linearen Abschreibungsmethode ermittelt. Die kalkulatorischen Abschreibungen sind jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer gem. Anlage 1 vorzunehmen.
(3) Der Tagesneuwert ist der unter Berücksichtigung der technischen. Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt.  Die Umrechnung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten, der betriebsnotwendigen Anlagegüter auf Tages-neuwerte zum jeweiligen Stichtag erfolgt unter Verwendung anlagen-gruppenspezifischer Preisindizes, die auf den Indexreihen des Statistischen Bundesamtes basieren (Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes „Preise und Preisindizes", Fachserie 16 und17)
(4) Die unter Zugrundelegung der jeweiligen Tagesneuwerte ermittelten, kumulierten kalkulatorischen Abschreibungen eines Anlagegutes sollen über die Nutzungsdauer dieses Anlagegutes der Höhe der bilanzierten Anschaffungs- und Herstellungskosten des wiederbeschafften Anlagegutes entsprechen. Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben die unter Zugrundelegung von Tagesneuwerten ermittelten, kumulierten kalkulatorischen Abschreibungen für sämtliche Anlagegüter einzeln, oder in Anlagegütergruppen in geeigneter Weise und für sachkundige Dritte nachvollziehbarer Weise zu dokumentieren. Die Bundesregulierungsbehörde kann hierzu näheres regeln.
(5) Übersteigen im Zeitpunkt der Ersatzinvestition die bilanzierten Anschaffungs- und Herstellungskosten des wiederbeschafften Anlage-gutes die unter Zugrundelegung der jeweiligen Tagesneuwerte ermittelten, kumulierten kalkulatorischen Abschreibungen des ersetzten Anlagegutes, so kann dieser Betrag in der folgenden Kalkulationsperiode den Netzkosten gemäß § 4 hinzugerechnet werden. Übersteigen hingegen die unter Zugrundelegung der jeweiligen Tagesneuwerte ermittelten kumulierten kalkulatorischen Abschreibungen des wiederbeschafften Anlagengutes einschließlich des gewährten Inflationsausgleichs die Höhe der bilanzierten Anschaffungs- und Herstel​lungskosten des wiederbeschafften Anlagegutes, so ist der Betrag in der folgenden Kalkulationsperiode als Minderung der gemäß § 4 zu ermittelten Netzkosten in Ansatz zu bringen.
(6)  Der kalkulatorische Restwert eines Anlagegutes beträgt nach Ablauf des ursprünglich angesetzten Abschreibungszeitraums Null. Ein Wiederaufleben kalkulatorischer Restwerte ist unzulässig. Bei Veränderung der ursprünglichen Abschreibungsdauer während der Nutzung ist sicherzustellen, dass keine Erhöhung der Kalkulations​basis erfolgt. In einem solchen Fall bildet der jeweilige Restwert des Wirtschaftsguts zum Zeitpunkt der Abschreibungsdauerumstellung die Basis der weiteren Abschrei​bung. Der neue Abschreibungsbetrag ergibt sich aus der Division des Restwertes durch die Restabschreibungsdauer. Es erfolgt keine Abschreibung unter Null.
(7) Das Verbot von Abschreibungen unter Null gilt ungeachtet gesellschafts- oder eigentumsrechtlicher Transaktionen, die .eine bilanzielle Neubewertung der Sachanla​gen des Übertragungs-, des Verteilnetzbereiches oder beider Bereiche bewirken.
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(2) Zur Berechnung der kalkulatorischen Abschreibungen sind Anlage- und sonstige Güter auf Basis von Anschaffungs- und Herstellungskosten zu bewerten. Die kalkulatorischen Abschreibungen sind jährlich linear auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer vorzunehmen. 
Die kalkulatorischen Abschreibungen der betriebsnotwendigen Anlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil der Anlagegüter ausgebend von Tagesneuwerten, für den fremdfinanzierten Teil ausgehend von den jeweiligen, bilanziell im Zeitpunkt der Anschaffung und Herstellung aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten und der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der jeweiligen Anlagen nach der linearen Abschreibungsmethode ermittelt. Die kalkulatorischen Abschreibungen sind jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer gem. Anlage 1 vorzunehmen.
(3) Der Tagesneuwert ist der unter Berücksichtigung der technischen. Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt.  Die Umrechnung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten, der betriebsnotwendigen Anlagegüter auf Tages-neuwerte zum jeweiligen Stichtag erfolgt unter Verwendung anlagen-gruppenspezifischer Preisindizes, die auf den Indexreihen des Statistischen Bundesamtes basieren (Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes „Preise und Preisindizes", Fachserie 16 und17)
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	Statt der Nettosubstanzerhaltung wird die Methode der Realkapitalerhaltung präferiert. Beide Methoden führen formal zu den gleichen Ergebnissen. Das Konzept der Realkapitalerhaltung ist transparenter und für Dritte einfacher nachzuvollziehen und erspart es den Netzbetreiber aufwändige parallel Buchhaltungssysteme, da die für das Realkapitalerhaltungskonzept notwendigen Daten ohnehin im Rahmen der normalen Buchhaltung vorliegen.

Diese Regelung ist aufgrund der Entscheidung für das Realkapitalerhaltungskonzept obsolet.

Beim Konzept der Realkapitalerhaltung wird auf Anschaffungs- und Herstellungskosten abgestellt.

Beim Konzept der Realkapitalerhaltung wird auf Anschaffungs- und Herstellungskosten abgestellt.

	§ 7 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung
(1) Die Verzinsung des von Netzbetreibern eingesetzten Kapitals wird im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung gewährleistet. Die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung erfolgt auf Basis des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das be​triebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich als Summe der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungs​kosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote, der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens bewertet zu Tagesneuwerten multipliziert mit der .Eigenkapital​quote, den Bilanzwerten der Finanzanlagen und den Bilanzwerten des Umlaufvermö​gens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugs​kapitals sowie des verzinslichen Fremdkapitals.
(2) Als Abzugskapital ist das zinslos zur Verfügung stehende Kapital zu behandeln. Es ist jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand der folgenden Positionen anzusetzen: Rückstellungen, erhaltene Vorauszahlungen und Anzahlungen
von Kunden, unverzinsliche Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, er​haltene Baukostenzuschüsse (einschließlich passivierter Leistungen der Anschlussnehmer zur Erstattung von Hausanschlusskosten) und sonstige Verbindlichkeiten, soweit die Mittel dem Netzbetreiber zinslos zur Verfügung stehen.
(3) Die Eigenkapitalquote ergibt sich rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnot​wendigen Eigenkapital und den kalkulatorisch ermittelten Restbuchwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten. Die anzu​setzende Eigenkapitalquote wird kalkulatorisch für die Berechnung der Netznutzungsentgelte auf höchstens 40% begrenzt.
(4) Der in Anwendung zu bringende Eigenkapitalzinssatz darf den auf die letzten fünf abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten zuzüglich eines angemessenen Zuschlags zur Abdeckung netzbetriebsspezifischer unternehmerischer Wagnisse nicht überschreiten.
(5) Die Höhe des Zuschlags zur Abdeckung netzbetriebsspezifischer unternehmerischer Wagnisse ist insbesondere unter Berücksichtigung folgender Umstände zu ermitteln
1. Kapitalstruktur der regulierten Unternehmen;

2. Verhältnisse auf den nationalen und internationalen Kapitalmärkten und die Bewertung der regulierten Unternehmen auf diesen Märkten;
3. Langfristige Erfordernisse hinsichtlich der Rendite für das eingesetzte Eigenkapital, wobei auch die leistungsspezifischen Risiken des eingesetzten Eigen​kapitals gewürdigt werden können;
4. Durchschnittliche kapitalmarktübliche Verzinsung vergleichbarer Anbieter in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union;

(6)
Der Eigenkapitalzinssatz wird von der Bundesregulierungsbehörde unter Berück​sichtigung der maßgeblichen Entwicklungen alle zwei Jahre, erstmals zum 1.1.2007, festgelegt. Bis zur erstmaligen Festlegung durch die Bundesregulierungsbehörde beträgt der Eigenkapitalzinssatz 6,5%

	§ 7 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung
(1) Die Verzinsung des von Netzbetreibern eingesetzten EigenkKapitals wird im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung gewährleistet. Die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung erfolgt auf Basis des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das be​triebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich als Summe der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungs​kosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote, der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens bewertet zu Tagesneuwerten multipliziert mit der .Eigenkapital​quote, den Bilanzwerten der Finanzanlagen und den Bilanzwerten des Umlaufvermö​gens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugs​kapitals sowie des verzinslichen Fremdkapitals.
(2) Als Abzugskapital ist das zinslos zur Verfügung stehende Kapital zu behandeln. Es ist jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand der folgenden Positionen anzusetzen: Rückstellungen, erhaltene Vorauszahlungen und Anzahlungen
von Kunden, unverzinsliche Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, er​haltene Baukostenzuschüsse (einschließlich passivierter Leistungen der Anschlussnehmer zur Erstattung von Hausanschlusskosten) und sonstige Verbindlichkeiten, soweit die Mittel dem Netzbetreiber zinslos zur Verfügung stehen.
(3) Die Eigenkapitalquote ergibt sich rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnot​wendigen Eigenkapital und den kalkulatorisch ermittelten Restbuchwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten. Die anzu​setzende Eigenkapitalquote wird kalkulatorisch für die Berechnung der Netznutzungsentgelte auf höchstens 40% begrenzt.
(5) Der in Anwendung zu bringende Eigenkapitalzinssatz darf den auf die letzten fünf zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten zuzüglich eines angemessenen Zuschlags zur Abdeckung netzbetriebsspezifischer unternehmerischer Wagnisse nicht überschreiten.
(5) Die Höhe des Zuschlags zur Abdeckung netzbetriebsspezifischer unternehmerischer Wagnisse ist insbesondere unter Berücksichtigung folgender Umstände zu ermitteln
1. Kapitalstruktur der regulierten Unternehmen;

2. Verhältnisse auf den nationalen und internationalen Kapitalmärkten und die Bewertung der regulierten Unternehmen auf diesen Märkten;
3. Langfristige Erfordernisse hinsichtlich der Rendite für das eingesetzte Eigenkapital, wobei auch die leistungsspezifischen Risiken des eingesetzten Eigen​kapitals gewürdigt werden können;
4. Durchschnittliche kapitalmarktübliche Verzinsung vergleichbarer Anbieter auch auf regulierten Märkten in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union;

(6)
Der Eigenkapitalzinssatz Wagniszuschlag  wird von der Bundesregulierungsbehörde unter Berück​sichtigung der maßgeblichen Entwicklungen alle zwei Jahre, erstmals zum drei Monate nach Inkraftreten dieser Verordnung1.1.2007, festgelegt. Bis zur erstmaligen Festlegung durch die Bundesregulierungsbehörde beträgt der Eigenkapitalzinssatz Wagniszuschlag 0,5 6,5 %
(7) Bis zur erstmaligen Festlegung des Wagniszuschlages durch die Bundesregulierungsbehörde, bedarf jede Erhöhung der Netznutzungsentgelte über das am 1.1.2004 geltende Niveau die Genehmigung der Bundesregulierungsbehörde. Die Genehmigung wird auf Basis einer Kostenprüfung erteilt. Dabei sind Erhöhungen der Netznutzungsentgelte nur genehmigungsfähig, wenn der Netzbetreiber nachweist, dass seine nach den Bestimmungen dieser Verordnung ansetzbaren Kosten gegenüber der letzten Kalkulation der Netznutzungsentgelte gestiegen sind.
	Änderung dient der Klarstellung. Die Zinsen für das Fremdkapital werden an anderer Stelle als Kosten berücksichtigt.
Eine Verlängerung des Betrachtungszeitraums dient der Glättung der Zeitreihen und wird den Investitions- und Finanzierungszyklen Netzbereich eher gerecht.

Ergänzung dient der Klarstellung, dass ein Vergleich gerade auch mit regulierten Märkten zulässig ist.

Eine Festlegung des gesamten Eigenkapitalzinses ist nicht notwendig, da die Basis für die Eigenkapitalverzinsung, ohnehin von der Bundesbank ermittelt wird. Die Festlegung des gesamten Eigenkapitalzinses durch die Regulierungsbehörde alle zwei Jahr führt nur zu unnötigen und sachfremden Schwankungen des Wagniszuschlages. Der Wagniszuschlag ist gegenüber dem in der VVII+ berücksichtigten Wagniszuschlag deutlich zu reduzieren, da durch die in § 11 vorgeschriebene Periodenübergreifende Saldierung das Risiko einer Kostenunterdeckung praktisch ausgeschlossen ist, weil Kostenunterdeckungen auf die folgenden Perioden vorgetragen werden können. 

Mit einer Festlegung der Eigenkapitalverzinsung würde das aktuelle Niveau der Netznutzungsentgelte mindestens bis 2007 zementiert. Indirekt würde zusätzlich der Wagniszuschlag angehoben. Die VVII+ ist hinsichtlich des Realzinses unbestimmt. Der zugrundegelegte Realzins ergibt sich erst aus dem Gehrke-Gutachten, welches einen 40-jährigen Durchschnitt der Verzinsung festverzinslicher Wertpapiere zugrundelegt. Wird die Betrachtungsdauer auf zehn Jahre reduziert sinkt der Realzins von 4,8% auf ca. 3,5% (Betrachtungsjahr 2003) . Damit steigt der Wagniszuschlag von 1,7% auf 3 %, da die Gesamtverzinsung bei 6,5% bleibt.

Die Deckelung der Netznutzungsentgelte auf dem Niveau vom 1.1. 2004 ist notwendig, um für die Übergangszeit, bis zur vollen Arbeitsfähigkeit der Bundesregulierungsbehörde einen unkontrollierten Anstieg der Netznutzungsentgelte zu verhindern



	§ 8 Kalkulatorische Steuern
(1) Die Berücksichtigung der tatsächlich gezahlten Gewerbeertragssteuer als kalku​latorische Kostenposition ist grundsätzlich möglich. Die Ermittlung des im Rahmen der Netzkostenermittlung in Ansatz gebrachten Anteils der tatsächlich gezahlten Ge​werbeertragssteuer muss sachgerecht sein. Die Bundesregulierungsbehörde kann hierzu Vorgaben machen.

(2). Ertragsteuern, die infolge der Differenz von kalkulatorischen Abschreibungen eines Geschäftsjahres zu den handelsrechtlichen Abschreibungen des gleichen Ge​schäftsjahres (Scheingewinn) anfallen, können als Kosten angesetzt werden. Dabei ist die Höhe der tatsächlich entrichteten Steuern sachgerecht zu berücksichtigen
(3) Zur Ermittlung dieser Differenz ist die Summe der bilanziellen Abschreibungen von der Summe der kalkulatorischen Abschreibungen in Abzug zu bringen. Die Steu​ern auf den Scheingewinn werden durch Multiplikation des Scheingewinns mit dem Ertragsteuerfaktor des Netzbetreibers ermittelt. Bei der Berechnung der Steuer auf den Scheingewinn darf die Gewerbesteuer nicht doppelt verrechnet werden.

	§ 8 Kalkulatorische Steuern
(1) Die Berücksichtigung der tatsächlich gezahlten Gewerbeertragssteuer als kalku​latorische Kostenposition ist grundsätzlich möglich. Die Ermittlung des im Rahmen der Netzkostenermittlung in Ansatz gebrachten Anteils der tatsächlich gezahlten Ge​werbeertragssteuer muss sachgerecht sein. Die Bundesregulierungsbehörde kann hierzu Vorgaben machen.

(2). Ertragsteuern, die infolge der Differenz von kalkulatorischen Abschreibungen eines Geschäftsjahres zu den handelsrechtlichen Abschreibungen des gleichen Ge​schäftsjahres (Scheingewinn) anfallen, können als Kosten angesetzt werden. Dabei ist die Höhe der tatsächlich entrichteten Steuern sachgerecht zu berücksichtigen
(3) Zur Ermittlung dieser Differenz ist die Summe der bilanziellen Abschreibungen von der Summe der kalkulatorischen Abschreibungen in Abzug zu bringen. Die Steu​ern auf den Scheingewinn werden durch Multiplikation des Scheingewinns mit dem Ertragsteuerfaktor des Netzbetreibers ermittelt. Bei der Berechnung der Steuer auf den Scheingewinn darf die Gewerbesteuer nicht doppelt verrechnet werden.

	Entscheidung für die Realkapitalerhaltung macht diese Regelungen überflüssig

	§ 9 Kostenmindernde Erlöse und Erträge
(1) Erlöse und Erträge sind, soweit sie sachlich dem Netzbetrieb zuzurechnen sind von den Netzkosten in Abzug zu bringen. Sie sind den Positionen "aktivierte Eigenleistungen "Zins- und Beteiligungsbeträge", "Hausanschlusskosten", "Baukostenzuschüsse" sowie "sonstige Erträge und Erlöse" der netzbezogenen Gewinn- und Verlustrechung zu entnehmen. Die von stromverbrauchenden  Anschlussnehmern ent​richteten Baukostenzuschüsse sind über eine Dauer von 20 Jahren linearer aufzulösen
und entsprechend jährlich netzkostenmind-emd anzusetzen. Gleiches gilt für die Auflösung der im Zusammenhang mit der erstmaligen Errichtung von Hausanschlüssen von Anschlussnehmern entrichteten Beträge.
(2) Baukostenzuschüsse, die im Zusammenhang mit der .Errichtung eines Anschlusses für die Einspeisung elektrischer Energie entrichtet wurden, sind anschlussindividuell über die Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen.
(3) Einnahmen aus der Zuweisung der auf den Verbindungsleitungen zwischen natio​nalen Übertragungsnetzen verfügbaren Kapazitäten sowie deren Verwendung sind durch die jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber zu dokumentieren und der Bundesregulierungsbehörde monatlich mitzuteilen.
	§ 9 Kostenmindernde Erlöse und Erträge
(1) Erlöse und Erträge sind, soweit sie sachlich dem Netzbetrieb zuzurechnen sind von den Netzkosten in Abzug zu bringen. Sie sind den Positionen "aktivierte Eigenleistungen "Zins- und Beteiligungsbeträge", "Hausanschlusskosten", "Baukostenzuschüsse" sowie "sonstige Erträge und Erlöse" der netzbezogenen Gewinn- und Verlustrechung zu entnehmen. Die von stromverbrauchenden  Anschlussnehmern vor Inkrafttreten dieser Verordnung ent​richteten Baukostenzuschüsse sind über eine Dauer von 20 Jahren linearer aufzulösen und entsprechend jährlich netzkostenmindernd anzusetzen. Gleiches gilt für die Auflösung der im Zusammenhang mit der erstmaligen Errichtung von Hausanschlüssen von Anschlussnehmern entrichteten Beträge. Vom Netznutzer geleistete Beträge zur Errichtung von Hausanschlüssen sind  zugunsten des Anschlussnehmers individuell aufzulösen.
(2) Baukostenzuschüsse, die im Zusammenhang mit der .Errichtung eines Anschlusses für die Einspeisung elektrischer Energie entrichtet wurden, sind anschlussindividuell über die Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen.

(3) Einnahmen aus der Zuweisung der auf den Verbindungsleitungen zwischen natio​nalen Übertragungsnetzen verfügbaren Kapazitäten sowie deren Verwendung sind durch die jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber zu dokumentieren und der Bundesregulierungsbehörde monatlich mitzuteilen.

(4) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung dürfen keine Baukostenzuschüsse mehr erhoben werden.
	Beträge, die der Netzbetreiber im Zusammenhang mit der Errichtung von Hausanschlüssen erhält, sind anschlussindividuell aufzulösen. Dies entspricht auch dem vorgeschlagenen § 9 Abs. 2, wonach BKZ im Zusammenhang mit Einspeiseanschlüssen ebenfalls anschlussindividuell aufzulösen sind. Eine individuelle Auflösung von Beträgen für Hausanschlüsse entspricht dem Prinzip der Kostenverursachung. Nur so ist sicherzustellen, dass in Industrie und Gewerbe individuell sehr unterschiedliche Beträge für Netzanschlüsse auch den kostenverantwortlichen Netznutzern zugute kommen. Andernfalls käme es trotz der Finanzierung z. B. eines Mittelspannungsanschlusses durch den gewerblichen Netznutzer zu einer erneuten Erhebung eines Netznutzungsentgeltes in allgemeiner Höhe für diesen Mittelspannungs-Netznutzer. Nur bei einer kundenindividuellen Auflösung können die sehr unterschiedlichen individuellen Anschlusskosten von Industrie- und Gewerbekunden angemessen berücksichtigt werden. Auch eine Berücksichtigung der tatsächlichen Kostenverursachung durch “Singuläre Großkunden” ist nur möglich, wenn Beträge für Anschlusskosten kundenindividuell aufgelöst werden. Die Verhandlungsmöglichkeiten auf Grundlage von Ziffer 2.1.1 VV Strom II+ wären ansonsten hinfällig.

Die Abschaffung von Baukostenzuschüssen führt zu einer Vereinheitlichung der Kostenbasis. Die Praxis der Baukostenzuschüsse ist heute völlig uneinheitlich. Es sind keine Kriterien für die Erhebung von BKZ´s zu erkennen. Die Kosten, die heute mit BKZ´s abgegolten werden, sind im Rahmen der allgemeinen Netznutzungsentgelte integriert. Die von den Netzbetreibern behauptete Lenkungswirkung von BKZ´s ist in der Praxis nicht erkennbar und kann ohnehin im Rahmen der Erhebung von Anschlusskosten abgebildet werden.

	§10   Behandlung von Netzverlusten
(1) Die physikalisch bedingten durchschnittlichen Netzverluste, die in allen Netz​ebenen auftreten, sind als kalkulatorische Kostenposition Teil der Netzkosten. Die Kostenposition ergibt sich aus den tatsächlichen Kosten der Beschaffung der entspre​chenden Verlustenergie im abgelaufenen Kalenderjahr.
(2) Die Höhe der Durchschnittsverluste je Netz- und Umspannebene sowie die durch​schnittlichen Beschaffungskosten pro Kilowattstunde des Vorjahres sind von Netzbetreibern zum 1.4. eines Jahres zu veröffentlichen.
	§10   Behandlung von Netzverlusten
(1) Die physikalisch bedingten durchschnittlichen Netzverluste, die in allen Netz​ebenen auftreten, sind als kalkulatorische Kostenposition Teil der Netzkosten. Die Kostenposition ergibt sich aus den tatsächlichen Kosten der Beschaffung der entspre​chenden Verlustenergie im abgelaufenen Kalenderjahr.
(2) Die Höhe der Durchschnittsverluste je Netz- und Umspannebene sowie die durch​schnittlichen Beschaffungskosten pro Kilowattstunde des Vorjahres sind von Netzbetreibern zum 1.4. eines Jahres zu veröffentlichen.
	

	§11   Periodenübergreifende Saldierung
Die Kalkulation der Netznutzungsentgelte erfolgt mit dem Ziel, dass nach dem Ende einer Kalkulationsperiode die Differenz zwischen den aus Netznutzungsentgelten tat​sächlich erzielten Erlösen und den gemäß § 4 ermittelten Netzkosten dieser Kalkulationsperiode möglichst gering ist Wird nach Abschluss der Kalkulationsperiode eine Differenz zwischen den aus Netznutzungsentgelten erzielten Erlösen dieser Kalkulationsperiode und den für diese Periode prognostizierten Netzkosten festgestellt, so ist im Falle einer Kostenüberdeckung der entsprechende Differenzbetrag zuzüglich einer Verzinsung des durchschnittlich gebundenen Betrages mit einem angemessenen Zins​satz in der nächsten Kalkulationsperiode kosten mindernd in Ansatz zu bringen. Im Falle einer Kostenunterdeckung kann der Differenzbetrag in der nächsten Kalkulationsperiode kosten erhöhend in Ansatz gebracht werden. Der durchschnittlich gebun​dene Betrag ist der .Mittelwert der Differenz aus den zu deckenden Kosten und den erzielten Erlösen.
	§11   Periodenübergreifende Saldierung
Die Kalkulation der Netznutzungsentgelte erfolgt mit dem Ziel, dass nach dem Ende einer Kalkulationsperiode die Differenz zwischen den aus Netznutzungsentgelten tat​sächlich erzielten Erlösen und den gemäß § 4 ermittelten Netzkosten dieser Kalkulationsperiode möglichst gering ist Wird nach Abschluss der Kalkulationsperiode eine Differenz zwischen den aus Netznutzungsentgelten erzielten Erlösen dieser Kalkulationsperiode und den für diese Periode prognostizierten Netzkosten festgestellt, so ist im Falle einer Kostenüberdeckung der entsprechende Differenzbetrag zuzüglich einer Verzinsung des durchschnittlich gebundenen Betrages mit einem angemessenen Zins​satz in der nächsten Kalkulationsperiode kosten mindernd in Ansatz zu bringen. Im Falle einer Kostenunterdeckung kann der Differenzbetrag in der nächsten Kalkulationsperiode kosten erhöhend in Ansatz gebracht werden. Der durchschnittlich gebun​dene Betrag ist der .Mittelwert der Differenz aus den zu deckenden Kosten und den erzielten Erlösen. Die jeweiligen Salden sind der Bundesregulierungsbehörde in einem von ihr festgelegten Format mitzuteilen.
	Diese Regelung sollte unbedingt beibehalten. Sie dient dazu unnötige Risiken, die wiederum einen Wagniszuschlag begründen könnten, von den Netzbetreibern abzuwenden und verhindert die Entstehung von „Zufallsgewinnen“

	2. Abschnitt -Kostenverteilung (Kostenstellenrechnung)


	2. Abschnitt -Kostenverteilung (Kostenstellenrechnung)


	

	§12   Grundsätze der Kostenverteilung
(1) Die gemäß § 4 ermittelten Netzkosten sind soweit möglich direkt den Hauptkos​tenstellen gemäß §13 zuzuordnen. Soweit eine direkte Zuordnung von Kosten nicht möglich ist, sind diese zunächst auf geeignete Hilfskostenstellen zu verteilen. Diese Aufteilung dieser Netzkosten auf die Hauptkostenstellen hat verursachungsgerecht über eine angemessene Schlüsselung zu erfolgen. Die gewählten Schlüssel müssen sachgerecht sein und sind für sachkundige Dritte nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren. Insbesondere sind die Schlüssel stetig anzuwenden. Änderungen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. Die sachlichen Gründe für diese Änderungen sind nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren und der Bundesregulierungsbehörde unverzüglich anzuzeigen.

	§12   Grundsätze der Kostenverteilung
(1) Die gemäß § 4 ermittelten Netzkosten sind soweit möglich direkt den Hauptkos​tenstellen gemäß §13 zuzuordnen. Soweit eine direkte Zuordnung von Kosten nicht möglich ist, sind diese zunächst auf geeignete Hilfskostenstellen zu verteilen. Diese Aufteilung dieser Netzkosten auf die Hauptkostenstellen hat verursachungsgerecht über eine angemessene Schlüsselung zu erfolgen. Die gewählten Schlüssel müssen sachgerecht sein und sind für sachkundige Dritte nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren. Sie sind der Bundesregulierungsbehörde zu übermitteln. Insbesondere sind die Schlüssel stetig anzuwenden. Änderungen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. Die sachlichen Gründe für diese Änderungen sind nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren und der Bundesregulierungsbehörde unverzüglich anzuzeigen.

	Wenn die Schlüssel der Bundesregulierungsbehörde nicht bekannt sind, macht auch eine Anzeige über ihre Änderung (letzter Satz) keinen Sinn.



	§ 13   Kostenstellen
Für die Ermittlung der Netzentgelte haben Netzbetreiber als Maß großen der Kostenverursachung Haupt- und Nebenkostenstellen gemäß Anlage 2 zu bilden. Netzbereiche oder Betriebsteile übergreifende Funktions- und Verantwortungsbereiche wie Netz​überwachung und Netzsteuerung, Personal-, Finanz- und Anlagenbuchhaltung sind in Hilfskostenstellen zu erfassen. Die Netzkosten gem. § 4 sind vollständig auf die Kostenstellen gem. Anlage 2 zu verteilen.

	§ 13   Kostenstellen
Für die Ermittlung der Netzentgelte haben Netzbetreiber als Maß großen der Kostenverursachung Haupt- und Nebenkostenstellen gemäß Anlage 2 zu bilden. Netzbereiche oder Betriebsteile übergreifende Funktions- und Verantwortungsbereiche wie Netz​überwachung und Netzsteuerung, Personal-, Finanz- und Anlagenbuchhaltung sind in Hilfskostenstellen zu erfassen. Die Netzkosten gem. § 4 sind vollständig auf die Kostenstellen gem. Anlage 2 zu verteilen.

	

	§ 14  Kostenwälzung
(1) Um eine möglichst verursachungsgerechte Verteilung der Netzkosten auf die Kostenträger und mithin die Netznutzer zu erreichen, werden, beginnend bei der Höchstspannung, die Kosten einer Netzebene anteilig auf die nach gelagerte Netzebene verteilt ("gewälzt"), soweit diese Kosten nicht der Entnahme aus der Netzebene zuzuordnen sind. 

(2) Die Kosten werden entsprechend der von der vorgelagerten Netzebene bezogenen und zeitgleich über alle Übergabepunkte gemessenen höchsten Leistung unter Berück​sichtigung des Gleichzeitigkeitsgrades nach § 16 auf die nachgelagerte Netzebene
verteilt. Netznutzer einer Netzebene und die nachgeordnete Netzebene werden gleichermaßen als Netzkunden einer Netzebene angesehen.

(3) Ausgangspunkt der Zuordnung der Kosten auf die Kostenträger ist die Kostenstellenrechnung gemäß § 13. Die Kostenträger sind an den vorhandenen Netz- und Umspannebenen des Netzbetreibers zu orientieren und im Einzelnen gemäß Anlage 3 zu bilden.
.
Sofern mehrere Netzbetreiber einander nachgelagerte Netze der gleichen Spannungsebene betreiben, werden die Kosten der verschiedenen beteiligten Netzbetreiber zusammengefasst und für die betreffende Spannungsebene einheitliche spezifische
Jahreskosten gem. § 16 definiert, um eine Benachteiligung von Netzkunden aufgrund besonderer Eigentumsverhältnisse im Netz zu vermeiden.
	§ 14  Kostenwälzung
(1) Um eine möglichst verursachungsgerechte Verteilung der Netzkosten auf die Kostenträger und mithin die Netznutzer zu erreichen, werden, beginnend bei der Höchstspannung, die Kosten einer Netzebene anteilig auf die nach gelagerte Netzebene verteilt ("gewälzt"), soweit diese Kosten nicht der Entnahme aus der Netzebene zuzuordnen sind.
(2) Die Kosten werden entsprechend der von der vorgelagerten Netzebene bezogenen und zeitgleich über alle Übergabepunkte gemessenen höchsten Leistung unter Berück​sichtigung des Gleichzeitigkeitsgrades nach § 16 auf die nachgelagerte Netzebene
verteilt. Netznutzer einer Netzebene und die nachgeordnete Netzebene werden gleichermaßen als Netzkunden einer Netzebene angesehen.

(3) Ausgangspunkt der Zuordnung der Kosten auf die Kostenträger ist die Kostenstellenrechnung gemäß § 13. Die Kostenträger sind an den vorhandenen Netz- und Umspannebenen des Netzbetreibers zu orientieren und im Einzelnen gemäß Anlage 3 zu bilden.
.
Sofern mehrere Netzbetreiber einander nachgelagerte oder parallel geschaltete Netze der gleichen Spannungsebene zur Versorgung einer bestimmten Kundengesamtheit betreiben, werden die Kosten der verschiedenen beteiligten Netzbetreiber zusammengefasst und für die betreffende Spannungsebene einheitliche spezifische
Jahreskosten gem. § 16 definiert, um eine Benachteiligung von Netzkunden aufgrund besonderer Eigentumsverhältnisse im Netz zu vermeiden.
	Parallelschaltungen kommen in der Praxis ebenfalls vor und verletzen das Prinzip der zeitgleichen Abrechnung vorgelagerter Netzebenen. Schutzwürdig sind die Interessen der von Doppelbelastung betroffenen Netzkunden. Diese ist nur eine Teilmenge aller Netzkunden eines der beiden Netzbetreibers.

	3. Abschnitt – Preisermittlung (Kostenträgerrechnung)


	3. Abschnitt – Preisermittlung (Kostenträgerrechnung)


	

	§ 15   Grundsätze der Preisermittlung
(1) Grundlage des Systems der Entgeltfindung für die Netznutzung ist ein transaktionsunabhängiges. Punktmodell. Alle stromverbrauchenden Netznutzer werden über ein jährliches Netznutzungsentgelt an den Netzkosten beteiligt. Mit dem Netznutzungs​entgelt werden beim jeweiligen Netzbetreiber die Nutzung der Spannungsebene, an die der Netznutzer angeschlossen ist, und aller überlagerten Spannungsebenen abge​golten. Damit erhalten alle Netznutzer Zugang zum gesamten Netz.

	§ 15   Grundsätze der Preisermittlung
(1) Grundlage des Systems der Entgeltfindung für die Netznutzung ist ein transaktionsunabhängiges. Punktmodell. Alle stromverbrauchenden Netznutzer werden über ein jährliches Netznutzungsentgelt an den Netzkosten beteiligt. Mit dem Netznutzungs​entgelt werden beim jeweiligen Netzbetreiber die Nutzung der Spannungsebene, an die der Netznutzer angeschlossen ist, und aller überlagerten Spannungsebenen abge​golten. Damit erhalten alle Netznutzer Zugang zum gesamten Netz.

	

	§ 16   Gleichzeitigkeitsgrad
(1) Die Zuteilung der Kosten einer Netzebene auf die aus dieser Netzebene entneh​menden Netznutzer hat möglichst verursachungsgerecht zu erfolgen. Zu diesem Zweck wird zunächst für jede Netzebene ein Jahresleistungspreis ("Briefmarke") ge​bildet. Der Jahresleistungspreis ist der Quotient aus den Jahreskosten einer Netzebene gem. § 14 Absatz 2 und der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus diese Netzebene.
(2) Für die möglichst verursachungsgerechte Zuteilung des Jahresleistungspreises einer Netzebene auf die Netzkunden dieser Netzebene, wird für jede Netzebene eine Gleichzeitigkeitsfunktion gemäß Anlage. 4 ermittelt. Die Bundesregulierungsbehörde
kann einheitliche Regeln zur Ermittlung der Gleichzeitigkeitsfunktion und deren Überprüfbarkeit vorgeben.


	§ 16   Gleichzeitigkeitsgrad
(1) Die Zuteilung der Kosten einer Netzebene auf die aus dieser Netzebene entneh​menden Netznutzer hat möglichst verursachungsgerecht zu erfolgen. Zu diesem Zweck wird zunächst für jede Netzebene ein Jahresleistungspreis ("Briefmarke") ge​bildet. Der Jahresleistungspreis ist der Quotient aus den Jahreskosten einer Netzebene gem. § 14 Absatz 2 und der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus diese Netzebene. Bei den Jahreskosten ist für die Kosten der vorgelagerten Netzebene die Jahreshöchstlast anzusetzen.
(2) Für die möglichst verursachungsgerechte Zuteilung des Jahresleistungspreises einer Netzebene auf die Netzkunden dieser Netzebene, wird für jede Netzebene eine Gleichzeitigkeitsfunktion gemäß Anlage. 4 ermittelt. Die Bundesregulierungsbehörde
kann einheitliche Regeln zur Ermittlung der Gleichzeitigkeitsfunktion und deren Überprüfbarkeit vorgeben.


	Grundsätzlich muss in der NetzentgeltVO das derzeit gültige Prinzip verankert werden, dass die Netznutzungsentgelte kalkuliert werden, „als ob“ es keine dezentrale Einspeisung gäbe. Anderenfalls verhindert der in der VO niedergelegte Ablauf von Kostenermittlung und –wälzung jedweden Raum für vermiedene Netznutzungsentgelte. Anlage 3 muss entsprechend ergänzt werden

	§ 17   Verprobung (Mengengerüst)

Netzbetreiber haben im Rahmen der Preisermittlung gesondert, zu überprüfen, ob ein zur Veröffentlichung stehendes Preissystem geeignet ist, die Kosten zu decken. Im einzelnen ist zu überprüfen, ob die Anwendung der prognostizierten Absatzstruktur im Netzgebiet eines Netzbetreibers mit dem in Rede stellende Preissystem einen prog​nostizierten Erlös ergibt, welcher der Höhe nach den zu deckenden Kosten entspricht. Diese Verprobung ist vom Netzbetreiber in einer für sachkundige Dritte nachvollzieh​baren Weise zu dokumentieren.
	§ 17   Verprobung (Mengengerüst)

Netzbetreiber haben im Rahmen der Preisermittlung gesondert, zu überprüfen, ob ein zur Veröffentlichung stehendes Preissystem geeignet ist, die Kosten zu decken. Im einzelnen ist zu überprüfen, ob die Anwendung der prognostizierten Absatzstruktur im Netzgebiet eines Netzbetreibers mit dem in Rede stellende Preissystem einen prog​nostizierten Erlös ergibt, welcher der Höhe nach den zu deckenden Kosten entspricht. Diese Verprobung ist vom Netzbetreiber in einer für sachkundige Dritte nachvollzieh​baren Weise zu dokumentieren.
	

	§ 18   Ermittlung der Netznutzungsentgelte
(1) Die von Netznutzern zu entrichtenden Netznutzungsentgelte sind ihrer Höhe nach unabhängig von der räumlichen Entfernung zwischen Einspeisung elektrischer Ener​gie und deren Entnahme. Die Netznutzungsentgelte richten sich nach der Anschluss​netzebene der Entnahmestelle, der jeweils vorhandenen Messvorrichtung an der Ent​nahmestelle sowie der jeweiligen Benutzungsstundenzahl der Entnahmestelle.
(2) Das Netznutzungsentgelt pro Entnahmestelle besteht aus einem Jahresleistungspreis [ Euro / Kilowatt ] und einem Arbeitspreis [ Eurocent / Kilowattstunden]. Das Jahresleistungsentgelt ist das Produkt aus dem Jahresleistungspreis und der Jahres​höchstleistung in Kilowatt [kW] der Entnahme im Abrechnungsjahr. Das Arbeitsentgelt ist das Produkt aus einem Arbeitspreis und der im Abrechnungsjahr entnommenen elektrischen Arbeit in Kilowattstunden [kWh].
(3) Zur Ermittlung der jeweiligen Netznutzungsentgelte einer Netzebene in Form von Leistungs- und Arbeitspreisen, werden die nach § .16 Absatz 1 ermittelten leistungsbezogenen Gesamtjahreskosten mit den Parametern der Geradengleichungen des Gleich​zeitigkeitsgrades nach § 16 Absatz 2 multipliziert.
(4) Die abschnittsweise festgelegten Jahresleistungspreise einer Spannungsebene ei​nes Netzbetreibers in €/kW ergeben sich als Produkt der Gesamtjahreskosten und der Anfangswerte der Geradengleichungen des Gleichzeitigkeitsgrades.
(5) Die abschnittsweise festgelegten Arbeitspreise einer Spannungsebene eines Netzbetreibers in €/kWh ergeben sich als Produkte der Gesamtjahreskosten und der Steige​rungen der Geradengleichungen des Gleichzeitigkeitsgrades.
(6) Kunden bzw. Netze mit Eigenerzeugung müssen neben dem normalen Netznutzungsentgelt für den Strombezug einen Preis in €/kW für die bereitzuhaltende Netz-Reserveleistung bezahlen. Die Netz-Reserveleistung darf bis zu einer Benutzungsstundenzahl von maximal 600 h/a in Anspruch genommen werden. Bei einer Inanspruchnahme der bestellten Netzreserveleistung von mehr als 600 h/a kommt stattdes​sen die allgemeine Gleichzeitigkeitskurve für den Gesamtbezug zur Anwendung

(7) Für Entnahmen ohne Leistungsmessung. im Niederspannungsnetz ist anstelle des Leistungs- und Arbeitspreises ein Arbeitspreis festzulegen.
(8) Die Erhebung weiterer Entgelte über die in dieser Rechtsverordnung genannten Entgelte hinaus ist nicht zulässig. Für die Einspeisung elektrischer Energie sind kei​ne Netznutzungsentgelte zu entrichten.
	§ 18   Ermittlung der Netznutzungsentgelte
(1) Die von Netznutzern zu entrichtenden Netznutzungsentgelte sind ihrer Höhe nach unabhängig von der räumlichen Entfernung zwischen Einspeisung elektrischer Ener​gie und deren Entnahme. Die Netznutzungsentgelte richten sich nach der Anschluss​netzebene der Entnahmestelle, der jeweils vorhandenen Messvorrichtung an der Ent​nahmestelle, sowie der jeweiligen Benutzungsstundenzahl sowie dem Verhältnis des typischen Abnahmeverhaltens derartiger Entnahmestellen zur Auslastung des Netzes der Entnahmestelle.
(2) Das Netznutzungsentgelt pro Entnahmestelle besteht aus einem Jahresleistungspreis [ Euro / Kilowatt ] und einem Arbeitspreis [ Eurocent / Kilowattstunden]. Das Jahresleistungsentgelt ist das Produkt aus dem Jahresleistungspreis und der Jahres​höchstleistung in Kilowatt [kW] der Entnahme im Abrechnungsjahr. Das Arbeitsentgelt ist das Produkt aus einem Arbeitspreis und der im Abrechnungsjahr entnommenen elektrischen Arbeit in Kilowattstunden [kWh].
(3) Zur Ermittlung der jeweiligen Netznutzungsentgelte einer Netzebene in Form von Leistungs- und Arbeitspreisen, werden die nach § .16 Absatz 1 ermittelten leistungsbezogenen Gesamtjahreskosten mit den Parametern der Geradengleichungen des Gleich​zeitigkeitsgrades nach § 16 Absatz 2 multipliziert.
(4) Die abschnittsweise festgelegten Jahresleistungspreise einer Spannungsebene ei​nes Netzbetreibers in €/kW ergeben sich als Produkt der Gesamtjahreskosten und der Anfangswerte der Geradengleichungen des Gleichzeitigkeitsgrades.
(5) Die abschnittsweise festgelegten Arbeitspreise einer Spannungsebene eines Netzbetreibers in €/kWh ergeben sich als Produkte der Gesamtjahreskosten und der Steige​rungen der Geradengleichungen des Gleichzeitigkeitsgrades.
(6) Kunden bzw. Netze mit Eigenerzeugung können müssen Netzreserveleistung beim aufnehmenden bzw. vorgelagerten Netzbetreiber bestellen. neben dem normalen Netznutzungsentgelt für den Strombezug einen Preis in Hierfür wird ein Entgelt in €/kW für die bereitzuhaltende NetzrReserveleistung berechnet zahlen. Näheres regelt § 31 (Bestellung von Netz-Reserveleistung).Die Netz-Reserveleistung darf bis zu einer Benutzungsstundenzahl von maximal 600 h/a in Anspruch genommen werden. Sofern Netzreserveleistung nicht bestellt ist oder nicht in Anspruch genommen werden kann, Bei einer Inanspruchnahme der bestellten Netzreserveleistung von mehr als 600 h/a kommt stattdes​sen die allgemeine Gleichzeitigkeitskurve für den Gesamtbezug zur Anwendung. 
(7) Für Entnahmen ohne Leistungsmessung. im Niederspannungsnetz ist anstelle des Leistungs- und Arbeitspreises ein Arbeitspreis festzulegen. Der Arbeitspreis hat in einem angemessenen Verhältnis zu dem Netznutzungsentgelt zu stehen, dass auf der Grundlage von Arbeit und Leistung bei Zugrundelegung der Leistungswerte nach dem Standardlastprofil des Netznutzers entstehen würde.
(8) Die Erhebung weiterer Entgelte über die in dieser Rechtsverordnung genannten Entgelte hinaus ist nicht zulässig. Für die Einspeisung elektrischer Energie sind kei​ne Netznutzungsentgelte zu entrichten.
	Die Ergänzung ist notwendig, um den Fall von Abnahmestellen mit unterbrechbarer Leistung abzubilden (Nachtspeicherheizungen)

Der Anlagen- oder Netzbetreiber muss im Rahmen seines unternehmerischen Kalküls das Wahlrecht haben, ob er Reserveleistung bestellt oder nicht. Einschränkungen gibt es für Netzbetreiber (vgl. § 31). In diesem Paragraphen ist nur der Einfluss auf die gezahlten Entgelte zu regeln, Details gehören in den Abschnitt zur Dezentralen Erzeugung.

Abs. 7 sieht ausschließlich einen Arbeitspreis für Entnahmen ohne Leistungsmessung vor. Dies entspricht der aktuellen Praxis.

Diese Klarstellung ist sehr zu begrüßen, da ausgeschlossen wird, das Netzbetreiber eigene Kosten- oder Kalkulationsbestandteile erfinden (z.B. Risikozuschläge bei der Anwendung von Standardlastprofilen)

	§ 19   Sonderformen der Netznutzung 
(1) Für Netzkunden mit einer zeitlich begrenzten hohen Leistungsaufnahme der in der übrigen Zeit eine deutlich geringere oder keine Leistungsaufnahme gegenübersteht, ist alternativ zum Jahresleistungspreissystem eine Abrechnung auf Basis von
Monatsleistungspreisen möglich.
(2) Ist aufgrund vorliegender Verbrauchsdaten offensichtlich, dass der Höchstlastbeitrag des Netzkunden vorhersehbar erheblich von den Preisfindungsgrundsätzen gemäß § 16 abweicht, so ist ein Netznutzungsentgelt zu bilden, das die besonderen Verhält​nisse des Netzkunden angemessen berücksichtigt. Werden individuelle Netznutzungsentgelte gebildet, sind diese in die Veröffentlichung der Netznutzungsentgelte aufzunehmen. Die Bestimmungen des § 21 gelten, entsprechend. 

	§ 19   Sonderformen der Netznutzung 
(1) Für Netzkunden mit einer zeitlich begrenzten hohen Leistungsaufnahme der in der übrigen Zeit eine deutlich geringere oder keine Leistungsaufnahme gegenübersteht, ist alternativ zum Jahresleistungspreissystem eine Abrechnung auf Basis von
Monatsleistungspreisen möglich.
(2) Ist aufgrund vorliegender Verbrauchsdaten offensichtlich, dass der Höchstlastbeitrag des Netzkunden vorhersehbar erheblich von den Preisfindungsgrundsätzen gemäß § 16 abweicht, so ist ein Netznutzungsentgelt zu bilden, das die besonderen Verhält​nisse des Netzkunden angemessen berücksichtigt. Werden individuelle Netznutzungsentgelte gebildet, sind diese der Bundesregulierungsbehörde anzuzeigen in die Veröffentlichung der Netznutzungsentgelte aufzunehmen. Die Bestimmungen des § 21 gelten, entsprechend. 
(3) Sollten die Eigentumsgrenzen nicht mit den Abgrenzungen der Netzebenen

übereinstimmen, so ist zwischen dem Netzbetreiber und Netznutzer ein

angemessener finanzieller Ausgleich zu schaffen. Der Ausgleich erfolgt auf

Basis individuell zurechenbarer Kosten und sind durch den Netzbetreiber

gegenüber dem Netznutzer auf Anforderung entsprechend nachzuweisen. Diese

Kosten können nicht in der allgemeinen Kalkulation der Netzebene

berücksichtigt werden.
	Eine allgemeine Veröffentlichungspflicht könnte sich als Hindernis für die Bereitschaft von Netzbetreibern erweisen, auf individuelle Netznutzungssituationen einzugehen.
Singulärer Großkunde bzw. individuelle Anschlusssituation. Insgesamt fehlt in der Netzentgeltverordnung eine  Hinweis darauf, dass

eine besondere Anschlusssituation, die nicht einen der 7 Netzebenen entspricht, angemessen und verursachungsgerecht berücksichtigt werden kann. 



	§ 20   [Reserveinanspruchnahme; Grundlage VV II Plus]

	§ 20   [Reserveinanspruchnahme; Grundlage VV II Plus]

	Kann an dieser Stelle entfallen, gehört in den Abschnitt zur Dezentralen Erzeugung

	§ 21   Gültigkeit der Netznutzungsentgelte
(1) Die Netznutzungsentgelte eines Netzbetreibers und Änderungen der Netznut​zungsentgelte können nur zum 1.1. und 1.7. eines Jahres in Kraft treten und sind min​destens für die folgenden zwölf Monate gültig. Die Netznutzungsentgelte erlangen frühestens drei Monate nach Ihrer Veröffentlichung gem. § 26 Gültigkeit, sofern im Zeitpunkt der Veröffentlichung der Bundesregulierungsbehörde die Unterlagen gemäß § 23 (5) vorliegen.

	§ 21   Gültigkeit der Netznutzungsentgelte
(1) Die Netznutzungsentgelte eines Netzbetreibers und Änderungen der Netznut​zungsentgelte können nur zum 1.1. und 1.7. eines Jahres in Kraft treten und sind min​destens für die folgenden zwölf Monate gültig. Die Netznutzungsentgelte erlangen frühestens drei Monate nach Ihrer Veröffentlichung gem. § 26 Gültigkeit, sofern im Zeitpunkt der Veröffentlichung der Bundesregulierungsbehörde die Unterlagen gemäß § 23 (5) vorliegen.

	Diese Regelung ist sehr zu begrüßen, da sie die Planungssicherheit aller Akteure erhöht.

	3. Teil Vergleichsverfahren
	3. Teil Vergleichsverfahren
	

	§22   Verfahren
(1) Um zu gewährleisten, dass sich die Netznutzungsentgelte an den Kosten einer elektrizitätswirtschaftlich rationellen Betriebsführung orientieren, führt die Bundesregulierungsbehörden in regelmäßigen zeitlichen Abständen für jede Netz- und Um​spannebene ab  Hochspannung abwärts Vergleichsverfahren  durch.  Diese Ver​gleichsverfahren können sich nach Maßgabe des § 24 auf die von Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen erhobenen Netznutzungsentgelte,  deren Erlöse  oder Kosten beziehen.

(2) Einzubeziehen in das Vergleichsverfahren sind alle Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen, soweit die in § 23 Absatz 5 aufgeführten Daten in der angegebenen Form der Bundesregulierungsbehörde vorliegen. Zur Sicherstellung eines sachgerechten Vergleichs sind die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen zunächst Strukturklassen zuzuordnen, die jedenfalls die in § 23 Absätze 1 bis 4 benannten Strukturmerkmale berücksichtigen,
(3) Die Bundesregulierungsbehörde hat im Rahmen ihrer Missbrauchsaufsicht nach § 26 EnWG die Ergebnisse der Vergleichsverfahren zu berücksichtigen. Sie hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Rechtsverordnung über die Ergebnisse der Vergleichsverfahren, zu unterrichten und, soweit sie dies für zweckmäßig hält, Vorschläge für eine Weiterentwicklung zu unterbreiten.

	§22   Verfahren
(1) Um zu gewährleisten, dass sich die Netznutzungsentgelte an den Kosten einer elektrizitätswirtschaftlich rationellen Betriebsführung effizienten Leistungsbereitstellung orientieren, führt die Bundesregulierungsbehörden in regelmäßigen zeitlichen Abständen für jede Netz- und Um​spannebene ab  Hochspannung abwärts Vergleichsverfahren  durch.  Diese Ver​gleichsverfahren können sich nach Maßgabe des § 24 auf die von Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen erhobenen Netznutzungsentgelte,  deren Erlöse  oder Kosten beziehen.

(2)Einzubeziehen in das Vergleichsverfahren sind alle Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen, soweit die in § 23 Absatz 5 aufgeführten Daten in der angegebenen Form der Bundesregulierungsbehörde vorliegen. Bis zur erstmaligen Ausgestaltung des Vergleichsverfahrens durch die Bundesregulierungsbehörde Zur Sicherstellung eines sachgerechten Vergleichs sind die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen zunächst Strukturklassen zuzuordnen, die jedenfalls die in § 23 Absätze 1 bis 4 benannten Strukturmerkmale berücksichtigen.
(3) Die Bundesregulierungsbehörde hat im Rahmen ihrer Missbrauchsaufsicht nach § 26 EnWG die Ergebnisse der Vergleichsverfahren zu berücksichtigen. Sie hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Rechtsverordnung über die Ergebnisse der Vergleichsverfahren, zu unterrichten und, soweit sie dies für zweckmäßig hält, Vorschläge für eine Weiterentwicklung zu unterbreiten.
(4) Die Bundesregulierungsbehörde kann erstmals ein Jahr nach Inkrafttreten dieser Verordnung das unter den Abs. 1 beschriebenen Verfahren weiterentwickeln und als Vergleichsverfahren anwenden. Die Regelungen des § 23 Abs. 1 bis 4 treten mit der erstmaligen Weiterentwicklung des Vergleichskonzeptes durch die Bundesregulierungsbehörde außer Kraft.

	Die Einführung eines Benchmarking ist grundsätzlich zu begrüßen, zumal mit Preis, Kosten und Erlösen alle relevanten Parameter mit einbezogen werden. Die Beschränkung des Konzeptes der Strukturklassen führt allerdings durch die willkürliche Festlegung von Klassengrenzen zu einer Einschränkung der Aussagekraft des Vergleiches.

Die normative Festlegung der Strukturmerkmale an dieser Stelle kann dazu führen, dass sich in der Anwendungspraxis herausstellt, dass wichtige Kostentreiber nur unzureichend oder gar nicht berücksichtigt werden bzw. dass Strukturmerkmale verwendet werden, die keine belastbaren Kostentreiber darstellen. Es ist zu befürchten, dass bei der ersten Erhebung der Daten festgestellt wird, dass der Strukturklassenvergleich nicht sachgerecht ist und bis zur ersten Überarbeitung dieses Instrument nur bedingt angewendet werden kann. Die Ausgestaltung und ggf. Anpassung des Vergleichskonzeptes sollte daher eine Aufgabe der REGTP werden und nicht in der Verordnung festgelegt werden. 


	§ 23   Strukturklassen
(1) Für jede Netz- und Umspannebene ab Hochspannung abwärts sind jeweils vier Strukturklassen zu bilden. Diese Strukturklassen richten sich nach der Absatzdichte einer Netz- oder Umspannebene und Belegenheit des Netzes in den neuen bzw. alten Bundesländern. Zu differenzieren ist nach der absoluten Höhe der Absatzdichte.

(2) Die Absatzdichte einer Netz- oder Umspannebene ist der Quotient aus der Ge​samtentnahme eines Jahres aus dieser Netz- oder Umspannebene in Kilowattstunden und der versorgten Fläche in Quadratkilometer. Die versorgte Fläche ist in der Nieder​spannung die aus der amtlichen Statistik „Bodenfläche nach Art tatsächlicher Nutzung" der Statistischen Landesämter ermittelbare Fläche. In der Mittel- und Hoch​spannung ist als versorgte Fläche die geographische Fläche des Netzgebietes zugrunde zu legen.
.
.         .
(3) Ist die Belegenheit des Netzes im Hinblick auf dessen Zuordnung zu den Neuen oder Alten Bundesländern nicht eindeutig, ist das Netzgebiet der Strukturklasse "Ost" zuzuordnen, wenn mehr als 50% der Stromkreislänge geographisch auf dem Gebiet der Neuen Bundesländer liegen. Andernfalls ist das Netzgebiet der Strukturklasse "West" zuzuteilen.

(4) Die Abgrenzung zwischen hoher und niedriger Absatzdichte erfolgt durch die Bundesregulierungsbehörde.
(5) Netzbetreiber haben jährlich zum 1.4. getrennt nach Netz- und Umspannebenen folgende Angaben zu veröffentlichen:
1. Stromkreislänge zum 31.12. des Vorjahres, getrennt nach Freileitungen und Kabelleitungen;
2. Installierte Leistung zum 31.12. des             Vorjahres;
3. Im Vorjahr entnommene Jahresarbeit in Kilowattstunden, getrennt nach Abgabe an Entnahmestellen (inkl. Weiterverteilern) und Abgabe an nach gelagerte Netzebenen;
4. Zeitgleiche Jahreshöchstlast des Vorjahres bezogen auf alle Entnahmen Abga​be an nach gelagerte Netzebenen;
5. Kosten gemäß § 13
Diese Daten sind der Bundesregulierungsbehörde in einem von ihr festzulegenden Format mitzuteilen.

	§ 23   Strukturklassen
(1) Für jede Netz- und Umspannebene ab Hochspannung abwärts sind jeweils vier Strukturklassen zu bilden. Diese Strukturklassen richten sich nach der Absatzdichte einer Netz- oder Umspannebene und Belegenheit des Netzes in den neuen bzw. alten Bundesländern. Zu differenzieren ist nach der absoluten Höhe der Absatzdichte.

(2) Die Absatzdichte einer Netz- oder Umspannebene ist der Quotient aus der Ge​samtentnahme eines Jahres aus dieser Netz- oder Umspannebene in Kilowattstunden und der versorgten Fläche in Quadratkilometer. Die versorgte Fläche ist in der Nieder​spannung die aus der amtlichen Statistik „Bodenfläche nach Art tatsächlicher Nutzung" der Statistischen Landesämter ermittelbare Fläche. In der Mittel- und Hoch​spannung ist als versorgte Fläche die geographische Fläche des Netzgebietes zugrunde zu legen.
.
.         .
(3) Ist die Belegenheit des Netzes im Hinblick auf dessen Zuordnung zu den Neuen oder Alten Bundesländern nicht eindeutig, ist das Netzgebiet der Strukturklasse "Ost" zuzuordnen, wenn mehr als 50% der Stromkreislänge geographisch auf dem Gebiet der Neuen Bundesländer liegen. Andernfalls ist das Netzgebiet der Strukturklasse "West" zuzuteilen.

(4) Die Abgrenzung zwischen hoher und niedriger Absatzdichte erfolgt durch die Bundesregulierungsbehörde.
(5) Netzbetreiber haben jährlich zum 1.4. getrennt nach Netz- und Umspannebenen folgende Angaben zu veröffentlichen:
1. Stromkreislänge zum 31.12. des Vorjahres, getrennt nach Freileitungen und Kabelleitungen;
2. Installierte Leistung zum 31.12. des Vorjahres;
3. Im Vorjahr entnommene Jahresarbeit in Kilowattstunden, getrennt nach Abgabe an Entnahmestellen (inkl. Weiterverteilern) und Abgabe an nach gelagerte Netzebenen;
4. Zeitgleiche Jahreshöchstlast des Vorjahres bezogen auf alle Entnahmen Abga​be an nach gelagerte Netzebenen;
5. Kosten gemäß § 13
Diese Daten sind der Bundesregulierungsbehörde in einem von ihr festzulegenden Format mitzuteilen.

	

	§ 24   Vergleich
(1) Der Vergleich gemäß § 22 Absatz 2 hat getrennt nach Netz- und Umspannebenen zu erfolgen und die folgenden Grundsätze einzuhalten:
1. Im Falle eines Vergleichs der Netznutzungsentgelte ist sicherzustellen, dass dem Vergleich jeweils das durchschnittliche, mengengewichtete Netznutzungsentgelt der betrachteten Netz- oder Umspannebene zugrunde liegt. Fer​ner ist zu gewährleisten, dass sowohl das zu vergleichende Netznutzungsent​gelt um jenen Anteil bereinigt ist, der infolge des Kostenwälzungsprinzips ge​mäß § 14 die Höhe des Netznutzungsentgeltes der jeweiligen Netz- oder Umspannebene beeinflusst. Einer unterschiedlichen Auslastung der verglichenen Netz- oder Umspannebene ist Rechnung zu tragen.

2. Bei einem Vergleich der Erlöse aus Netznutzungsentgelten sind diese Erlöse um jenen Anteil zu bereinigen, der infolge des Kostenwälzungsprinzips gemäß § 14 die Höhe der Erlöse beeinflusst. Ferner ist bei einem Vergleich der insoweit bereinigten Erlöse einer Nerzebene insbesondere das Verhältnis dieser Erlöse zu der Stromkreislänge der jeweiligen Netzebene zu berücksichtigen. Bei einem Vergleich der Erlöse einer Umspannebene ist insbesondere das Verhältnis der Erlöse zur installierten Leistung zu berücksichtigen.
3. Bei einem Vergleich der Kosten einer Netzebene ist insbesondere das Verhältnis der Kosten zu der Stromkreislänge der jeweiligen Netzebene zu berück​sichtigen. Bei einem Vergleich der Kosten der Umspannebenen ist insbesondere das Verhältnis der Kosten zur installierten Leistung zu berücksichtigen.

(2) Die gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 erforderliche Bereinigung der Netznutzungsentgelte und der Erlöse um jenen Anteil, der infolge des Kostenwälzungsprinzips die Höhe des Netznutzungsentgeltes oder der Erlöse beeinflusst kann durch den Prozentsatz erfolgen, der sich aus dem Quotienten Kosten der Netz oder Umspannebene gemäß § 13 geteilt durch Erlös der Netz- oder Umspannebene ergibt.

	§ 24   Vergleich
(1) Der Vergleich gemäß § 22 Absatz 2 hat getrennt nach Netz- und Umspannebenen zu erfolgen und die folgenden Grundsätze einzuhalten:
1. Im Falle eines Vergleichs der Netznutzungsentgelte ist sicherzustellen, dass dem Vergleich jeweils das durchschnittliche, mengengewichtete Netznutzungsentgelt der betrachteten Netz- oder Umspannebene zugrunde liegt. Fer​ner ist zu gewährleisten, dass sowohl das zu vergleichende Netznutzungsent​gelt um jenen Anteil bereinigt ist, der infolge des Kostenwälzungsprinzips ge​mäß § 14 die Höhe des Netznutzungsentgeltes der jeweiligen Netz- oder Umspannebene beeinflusst. Einer unterschiedlichen Auslastung der verglichenen Netz- oder Umspannebene ist Rechnung zu tragen.

2.  Bei einem Vergleich der Erlöse aus Netznutzungsentgelten sind diese Erlöse um jenen Anteil zu bereinigen, der infolge des Kostenwälzungsprinzips gemäß § 14 die Höhe der Erlöse beeinflusst. Ferner ist bei einem Vergleich der insoweit bereinigten Erlöse einer Nerzebene insbesondere das Verhältnis dieser Erlöse zu der Stromkreislänge der jeweiligen Netzebene zu berücksichtigen. Bei einem Vergleich der Erlöse einer Umspannebene ist insbesondere das Verhältnis der Erlöse zur installierten Leistung zu berücksichtigen.
3. Bei einem Vergleich der Kosten einer Netzebene ist insbesondere das Verhältnis der Kosten zu der Stromkreislänge der jeweiligen Netzebene zu berück​sichtigen. Bei einem Vergleich der Kosten der Umspannebenen ist insbesondere das Verhältnis der Kosten zur installierten Leistung zu berücksichtigen.

(2) Die gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 erforderliche Bereinigung der Netznutzungsentgelte und der Erlöse um jenen Anteil, der infolge des Kostenwälzungsprinzips die Höhe des Netznutzungsentgeltes oder der Erlöse beeinflusst kann durch den Prozentsatz erfolgen, der sich aus dem Quotienten Kosten der Netz oder Umspannebene gemäß § 13 geteilt durch Erlös der Netz- oder Umspannebene ergibt.

	Ein Vergleich der Netzkosten ohne vorgelagerte Spannungsebenen ist sachgerecht und sollte in dieser Form beibehalten werden

	§ 25  Kostenstruktur
(1) Die Bundesregulierungsbehörde kann im Rahmen von Vergleichen  von Netzbetreibern untereinander ermitteln, ob das Verhältnis zwischen; dem auf die Netzsparte entfallenden Anteil an Gemeinkosten und dem Anteil an Einzelkosten angemessen ist. Die Bundesregulierungsbehörde kann die Angemessenheit der in Anwendung ge​brachten Schlüssel überprüfen und gegebenenfalls Vorgaben für die Gemeinkostenzuordnung machen.
	§ 25  Kostenstruktur
(1) Die Bundesregulierungsbehörde kann im Rahmen von Vergleichen  von Netzbetreibern untereinander ermitteln, ob das Verhältnis zwischen; dem auf die Netzsparte entfallenden Anteil an Gemeinkosten und dem Anteil an Einzelkosten angemessen ist. Die Bundesregulierungsbehörde kann die Angemessenheit der in Anwendung ge​brachten Schlüssel überprüfen und gegebenenfalls Vorgaben für die Gemeinkostenzuordnung machen.
	Diese Regelung ist unbedingt beizubehalten, damit Anhaltspunkte für eine geeignete Gemeinkostenschlüsselung gesammelt werden können.

	4. Teil  Pflichten der Netzbetreiber

	4. Teil  Pflichten der Netzbetreiber

	

	§ 26   Veröffentlichungspflichten
(1) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sind verpflichtet, sämtliche für ihr Netz geltenden Netznutzungsentgelte im Internet zu veröffentlichen, und auf Anfrage unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Zudem haben Netzbetreiber auf ihrer Internetseite folgende Informationen über sämtliche weitere preislichen Belastungen des Netznut​zers zu veröffentlichen:

1. Konzessionsabgabe in Eurocent pro Kilowattstunde;
2. Sonstige Mehrkosten, die aufgrund gesetzlicher Regelungen entstehen in Eu​rocent pro Kilowattstunde;

(2) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben ferner jeweils zum 1.4. eines Jahres folgende Strukturmerkmale mit Stand 31.12. des Vorjahres ihres Netzes auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen.

1. 1. Stromkreislänge jeweils der Kabel- und Freileitungen in der Niederspannungs-, Mittelspannungs-, Hoch- und Höchstspannungsebene
2. Kapazität (Leistung) der Umspannebenen.
2. 3. Entnommene Jahresarbeit der Netzkunden pro Netz- und Umspannebene
4. Höchste Entnahme last in Kilowatt aus dem vorgelagerten Netz
3. 5. Einwohnerzahl im Netzgebiet (bei letztversorgenden Netzbetreibern)
4. 6.Versorgte Fläche gemäß § 23
7. Geographische Fläche des Netzgebietes
	§ 26   Veröffentlichungspflichten
(1) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sind verpflichtet, sämtliche für ihr Netz geltenden Netznutzungsentgelte im Internet zu veröffentlichen, und auf Anfrage unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Zudem haben Netzbetreiber auf ihrer Internetseite folgende Informationen über sämtliche weitere preislichen Belastungen des Netznut​zers zu veröffentlichen:

1. Konzessionsabgabe in Eurocent pro Kilowattstunde;
2. Sonstige Mehrkosten, die aufgrund gesetzlicher Regelungen entstehen in Eu​rocent pro Kilowattstunde;

(2) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben ferner jeweils zum 1.4. eines Jahres folgende Strukturmerkmale mit Stand 31.12. des Vorjahres ihres Netzes auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen.

1. Stromkreislänge jeweils der Kabel- und Freileitungen in der Niederspannungs-, Mittelspannungs-, Hoch- und Höchstspannungsebene
2. Kapazität (Leistung) der Umspannebenen.
3. Entnommene Jahresarbeit der Netzkunden pro Netz- und Umspannebene
4. Höchste Entnahme last in Kilowatt aus dem vorgelagerten Netz
5. Einwohnerzahl im Netzgebiet (bei letztversorgenden Netzbetreibern)
6. Versorgte Fläche gemäß § 23 (2)

7. Geographische Fläche des Netzgebietes
	

	§ 27   Dokumentation
(1) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben einen Bericht über die Er​mittlung der Netznutzungsentgelte zu erstellen. Der Bericht umfasst eine Darlegung der Kosten- und Erlöslage der abgeschlossenen Kalkulationsperiode, eine vollständige Darstellung der Grundlagen und des Ablaufs der Ermittlung der Netznutzungsentgelte
gemäß § 3 [Grundsätze der Ermittlung von Netznutzungsentgelten] sowie sonstiger Aspekte, die aus Sicht des Netzbetreibers für die Netznutzungsentgelte von Relevanz sind. Die Darstellungen müssen einen sachkundigen. Dritten in die Lage versetzen, ohne weitere Informationen die Ermittlung der Netznutzungsentgelte vollständig
nachzuvollziehen. Der Bericht ist der Bundesregulierung auf Verlangen vorzulegen.
(2) Der Anhang des Berichts nach Absatz 1 umfasst insbesondere folgende Informati​onen:
1. Absatzstruktur des Netzgebietes gemäß Anlage 5
2. Betriebsabrechnungsbogen
(3)
Die Höhe der von Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen entrichteten Konzessionsabgaben ist jeweils pro Gemeinde und in Summe zu dokumentieren.
	§ 27   Dokumentation
(3) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben einen Bericht über die Er​mittlung der Netznutzungsentgelte zu erstellen. Der Bericht umfasst eine Darlegung der Kosten- und Erlöslage der abgeschlossenen Kalkulationsperiode, eine vollständige Darstellung der Grundlagen und des Ablaufs der Ermittlung der Netznutzungsentgelte
gemäß § 3 [Grundsätze der Ermittlung von Netznutzungsentgelten] sowie sonstiger Aspekte, die aus Sicht des Netzbetreibers für die Netznutzungsentgelte von Relevanz sind. Die Darstellungen müssen einen sachkundigen. Dritten in die Lage versetzen, ohne weitere Informationen die Ermittlung der Netznutzungsentgelte vollständig
nachzuvollziehen. Der Bericht ist der Bundesregulierung auf Verlangen vorzulegen.
(4) Der Anhang des Berichts nach Absatz 1 umfasst insbesondere folgende Informati​onen:
3. Absatzstruktur des Netzgebietes gemäß Anlage 5
4. Betriebsabrechnungsbogen
(3)
Die Höhe der von Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen entrichteten Konzessionsabgaben ist jeweils pro Gemeinde und in Summe zu dokumentieren.
	Die Veröffentlichungspflichten der Netzbetreiber sind weitergehend. Allerdings müssen die Informationen nur gegenüber der Regulierungsbehörde veröffentlicht werden, so dass nur diese einen wesentlichen Zuwachs an Transparenz hat. Mindestens ein Teil der Daten sollte auch der interessierten Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

	§ 28   Mitteilungen gegenüber der Bundesregulierungsbehörde
Die Bundesregulierungsbehörde kann für die ihr zu übermittelnden Informationen einheitliche Formate vorgeben.


	§ 28   Mitteilungen gegenüber der Bundesregulierungsbehörde
Die Bundesregulierungsbehörde kann für die ihr zu übermittelnden Informationen einheitliche Formate vorgeben.


	

	
	5. Teil Anreizregulierung
	

	
	§ 29 System der 

Anreizregulierung

(1) Die Regulierungsbehörde entwickelt bis zum 30.09.2005 ein System der dynamischen Anreizregulierung, gültig für alle Netzstufen. Dieses System hat eine nachhaltige Steigerung der Effizienz in Netzbetrieb und Netzdimensionierung zum Ziel. Dazu kann die Regulierungsbehörde einen Mechanismus vorgeben, der die den Netzbetreibern zugestandenen Erlöse an erzielte Effizienzfortschritte koppelt. Die Anreizregulierung ist durch allgemeine Vorgaben für die von den Netzbetreibern mindestens zu gewährleistende Versorgungsqualität zu ergänzen.

(2)
Die übrigen in dieser Rechtsverordnung geregelten Maßnahmen sind bei der Festlegung der Entgelte weiterhin zu berücksichtigen. 


	Die Prüfung der Erforderlichkeit von Kosten und Investitionen im Rahmen des Konzepts der effizienten Leistungsbereitstellung stellt nur ein Korrektiv für die Übergangszeit dar. Um die Netznutzungsentgelte nachhaltig an dem Kriterium der Angemessenheit zu orientieren sind Konzepte der dynamischen Anreizregulierung nach internationalen Maßstäben zu entwickeln und implementieren.

	
	6. Teil Dezentrale Erzeugung
	Eine Regelung zur Frage der vermiedenen Netznutzungsentgelte fehlte bisher. Insbesondere die Grundprinzipien (§ 30 Abs. 1) gehören systematisch ins EnWG. Die folgenden Formulierungen gehen jedoch davon aus, dass im EnWG keine Verankerung der Grundprinzipien erfolgt.

	
	§ 30   Vermiedene Netznutzungsentgelte

(1) Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen („dezentraler Einspeiser“) erhalten vom Betreiber des Elektrizitätsverteilernetzes, in dessen Netz sie einspeisen, ein Entgelt. Dieses Entgelt entspricht den durch die jeweilige Einspeisung vermiedenen Netznutzungsentgelten in den vorgelagerten Netzebenen. Netzbetreiber sind den Betreibern dezentraler Erzeugungsanlagen gleichzustellen, sofern sie in ein vorgelagertes Netz einspeisen und dort Netznutzungsentgelte in weiter vorgelagerten Netzebenen vermeiden.

(2) Das Entgelt wird grundsätzlich pro Spannungsebene für die Gesamtheit der in diese Spannungsebene einspeisenden dezentralen Einspeisers ermittelt. Maßgeblich ist die tatsächliche Vermeidungsleistung in MW und MWh und das jeweilige Netznutzungsentgelt für die vorgelagerte Netzebene. Die Vermeidungsleistung ist die Differenz aus dem Bezug des Netzbetreibers aus der vorgelagerten Netzebene und der Netzlast.

(3)

Eine Aufteilung auf einzelne dezentrale Einspeiser hat sachgerecht nach individueller Vermeidungsleistung zu erfolgen. Dezentrale Einspeiser, welche keinen überwiegenden Anteil an der Vermeidungsleistung haben, können zwischen einer Berechnung auf Basis ihrer tatsächlichen Vermeidungsleistung und einem alternativen Verfahren, welches ihre Vermeidungsleistung verstetigt, wählen.

(4) Wird nach Abschluss der Kalkulationsperiode eine Differenz zwischen den an die dezentralen Einspeiser erstatteten Entgelten und den sich gemäß Absatz 2 rechnerisch ergebenden Entgelten festgestellt, so ist diese Differenz zuzüglich einer angemessenen Verzinsung in der nächsten Kalkulationsperiode in Ansatz zu bringen.

(5) Die Bundesregulierungsbehörde entwickelt bis zum 1.1.2005 Verfahren zur Ermittlung der vermiedenen Netznutzungsentgelte.


	Falls größere Mengen Stroms in ein kleineres Netz eingespeist werden, verbleibt der Strom unter Umständen nicht in vollem Umfang im aufnehmenden Netz und wird teilweise in das vorgelagerte Netz überspeist. Im Zuge des Ausbaus der dezentralen Erzeugung wird diese Konstellation tendenziell häufiger auftreten. Die dezentrale Erzeugung entlastet damit beide Netze (das aufnehmende und das vorgelagerte). Die Gleichsetzung von Erzeugern mit Netzbetreibern erfasst diesen Effekt auch in der vorgelagerten Netzebene und ermöglicht ein Entgelt, welches die Vermeidungsleistung der Erzeuger vollständig umfaßt.

Abs. 2 umschreibt das einzige für Netzbetreiber ergebnisneutrale Verfahren: das Superpositionsverfahren.

Eine Anwendung des Superpositionsverfahrens führt einerseits zur vollen Anerkennung der Einspeiseleistung, andererseits jedoch zu einer starken Streuung der VNNE im Zeitverlauf, je nach Verfügbarkeit bzw. Einsatz der Erzeugung zur Lastspitze. Einspeiser mit hoher Risikoaversion bzw. prozeßbestimmtem Erzeugungseinsatz sollten daher das Recht haben, eine niedrigere aber gleichmäßigere Erstattung zu wählen.
Der Bundesregulierungsbehörde muss die Weiterentwicklung des Gesamtsystems obliegen. Hierzu zählt insbesondere die konkrete Ausgestaltung des alternativen Verfahrens nach Abs. 3. 


	
	§ 31   Netzreserveleistung

(1) Dezentrale Einspeiser mit oder ohne Eigenbedarf können bis zur maximalen Erzeugungsleistung Netzreserveleistung beim aufnehmenden Netzbetreiber für die Dauer eines Geschäftsjahres bestellen. Die Netzreserveleistung kann pro Erzeugungseinheit bestellt und im Falle einer Störung oder Revision der Einheit in Anspruch genommen werden. Störungen oder Revisionen müssen auf Verlangen des Netzbetreibers nachgewiesen werden.

(2) Netzbetreiber mit dezentraler Erzeugung können Netzreservekapazität beim vorgelagerten Netzbetreiber bis zur Höhe der bei ihnen von dezentralen Einspeisern bestellten Netzreserveleistungen bestellen. Hierbei ist die Gleichzeitigkeit möglicher Störungen oder Revisionen zu berücksichtigen. Ein Differenzbetrag aus den von den dezentralen Einspeisern erhaltenen und den an den vorgelagerten Netzbetreiber entrichteten Entgelten für Netzreserveleistung ist an die dezentralen Einspeiser auszuschütten oder von diesen zu verlangen.

(3) Das maximale Entgelt für Netzreserveleistung beträgt 0,35 der Briefmarke nach § 16 (2) für eine Inanspruchnahme bis zu maximal 600 Stunden pro Jahr. Geringere Entgelte sind für geringere Inanspruchnahmen oder mit dem Netzbetreiber abgestimmte Revisionen zu berechnen. Die endgültige Inanspruchnahme der Netzreserveleistung für einzelne Messperioden erfolgt nach Abschluss des Geschäftsjahres. 


	Die sogenannte „Blockabsicherung“ ist für Kraftwerksbetreiber mit mehreren Erzeugungseinheiten wichtig, da sonst die maximale Inanspruchnahme von 600 h eventuell nicht eingehalten werden kann (Diskriminierung gegenüber Betreibern mit nur einer Einheit).

Hier wird auf das Geschäftsjahr in § 2 rekurriert. Es handelt sich dabei um das Geschäftsjahr des Netzbetreibers.

Die Bestellung des Netzbetreibers ist grundsätzlich eine Rückversicherung gegen Ansprüche der Einspeiser. Bei normaler Risikoverteilung ist daher eine geringere Bestellleistung als die Summe der möglichen einzelnen Ausfälle anzusetzen. Da die Bestellung des Netzbetreibers in einer höheren Spannungsebene mit geringerem Leistungspreis erfolgt, ergibt sich in den meisten Fällen eine positive Differenz beim Netzbetreiber. 



	
	§ 32   Besondere Netzanschlussbedingungen

Sofern ein Einspeiser in dasselbe Netz einspeist, aus dem ein Verbraucher in räumlicher Nähe versorgt wird, welcher sich von diesem Einspeiser beliefern lässt, sind auf Antrag des Einspeisers die Einspeisungen mit dem Verbrauch zu saldieren. Für die Netznutzung des Verbrauchers bzw. den Anspruch des Einspeisers auf vermiedene Netznutzungsentgelte sind dann nur die saldierten Leistungswerte maßgeblich.
	Dieser Paragraph soll sicherstellen, dass ein Einspeiser mit Eigenverbrauch als solcher behandelt wird, auch wenn dies über ein kurzes Stück fremden Netzes erfolgt. Das fremde Netz wird (außerhalb des Verbindungsstückes) auch nur mit dem Saldo der Lasten belastet. 

	
	
	


